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Einleitung 
Von den schätzungsweise 65 Millionen Menschen, die 2015 auf der Flucht waren (UNHCR 2016: 2), kon-
zentriert sich ein großer Teil im ‚globalen Süden‘. Im Jahr 2015 hielten sich 86% der Flüchtlinge unter UNHCR-
Mandat in Entwicklungsländern auf. Im Libanon lebten zuletzt beispielsweise 183 Flüchtlinge je 1000 Ein-
wohner/-in, in der Türkei 32 und in Schweden 17 (UNHCR 2016: 18). Die ungleiche territoriale Verteilung 
kommt primär durch das Zusammenspiel von geografischer Nähe und internationalem Recht zustande: Ers-
tens, suchen Flüchtlinge typischerweise unweit ihres Herkunftsortes Schutz vor Verfolgung. Zweitens, dürfen 
Staaten verfolgte Personen nach internationalem Recht nicht zurückweisen, sondern müssen diesen Schutz 
gewähren, sobald sie ihr Territorium erreichen (Gibney 2015: 451).1 Auch in der Europäischen Union verteilt 
sich die Zahl der Asylbewerber/-innen äußerst ungleichmäßig auf die einzelnen Mitgliedsländer. Aufneh-
menden Ländern entstehen (zumindest kurzfristig) direkte Kosten für die Aufnahme, Unterbringung und 
Versorgung von Flüchtlingen. Darüber hinaus kann die Aufnahme von Flüchtlingen mit schwer quantifizier-
baren, intangiblen Kosten, wie etwa politischem Protest, verbunden sein. Mögliche Probleme, die mit einer 
hohen Konzentration von Flüchtlingen in einzelnen Staaten einhergehen können, wurden in der Genfer 
Flüchtlingskonvention von 1951 unter Verweis auf die Notwendigkeit internationaler Kooperation bzw. einem 
„burden sharing“ zwischen Staaten angesprochen, um eine übermäßige Belastung einzelner Ankunftsländer 
zu vermeiden (UNHCR 2011: 13).2 Auch der Vertrag von Lissabon sieht in Artikel 80 Mechanismen einer ge-
rechten Teilung von Verantwortung vor (Die Mitgliedsstaaten 2007). Zudem mangelt es in Wissenschaft und 
Politik nicht an Vorschlägen, wie Instrumente zu einer gerechteren Verantwortungsteilung in der Asylpolitik 
aussehen könnten. Dennoch sind politische Initiativen zur Etablierung von gerechten Verfahren der zwi-
schenstaatlichen Lasten- und Verantwortungsteilung bisher entweder gescheitert (Lahusen 2016: 121) oder 
sie stecken bestenfalls in den Kinderschuhen (McDonough, Tsourdi 2012). Diese wahrgenommene Lücke 
zwischen normativen Leitideen und wissenschaftlichen Vorschlägen einerseits und praktizierter Politik ande-
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 Umgekehrt können Staaten die Aufnahme von Asylsuchenden aus als sicher eingestuften Drittländern ab-
lehnen. 
2
 Zivilgesellschaftliche Akteure kritisieren, dass der Begriff des burden sharing bzw. Lastenteilung einseitig die 
staatliche Perspektive vertrete und präferieren stattdessen den Begriff der Verantwortungsteilung. Das Ge-
meinsame dieser beiden Begriffe ist, dass sie jeweils auf intergouvernementale Transfers (von Menschen, 
Geld oder Standards) abstellen. 
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rerseits soll im vorliegenden Beitrag genauer analysiert werden. Der vorliegende Artikel geht der Frage nach, 
inwiefern wissenschaftlich generierte Schlüsselindikatoren einer ‚gerechteren‘ intergouvernementalen Ver-
antwortungsteilung in der europäischen Asylpolitik Resonanz finden.  
Zunächst stellt der Text ein theoretisches Konzept von Schlüsselindikatoren intergouvernementaler Trans-
ferschemata als möglichen „boundary objects“ (Star, Griesemer 1989; Star 2010) in der Kommunikation zwi-
schen Wissenschaft und Politik vor. Anschließend wird das methodische Vorgehen erläutert. Bei dem vorlie-
genden Beitrag handelt es sich um eine explorative Fallstudie, die auf einer Sekundäranalyse von wissen-
schaftlichen Texten und politisch-administrativen Dokumenten basiert. Das empirische Interesse richtet sich 
erstens auf Modelle zwischenstaatlicher Verantwortungsteilung, die in der Wissenschaft diskutiert werden. 
Dieser Arbeitsschritt dient dazu, einen idealtypischen Möglichkeitsraum für die organisatorischen und da-
tenmäßigen Voraussetzungen von Modellen intergouvernementaler Verantwortungsteilung zu konstruieren. 
Zweitens wird anhand von Modellen aus Wissenschaft und Politik, die in der aktuellen Diskussion um die 
europäische Asylpolitik eine Rolle spielen, untersucht, welche Schlüsselindikatoren als Operationalisierung 
einer gerechten Verantwortungsteilung zwischen den Staaten der EU diskursive und praktische Bedeutung 
erlangen. Abschließend soll diskutiert werden, inwiefern bestimmte Indikatoren internationaler Verantwor-
tungsteilung als gemeinsame Bezugspunkte der Kommunikation zwischen Wissenschaft und Politik verwen-
det werden und welche Schlussfolgerungen sich daraus für die Forschung aber auch für die Verwendung von 
Indikatoren in der Asylpolitik ergeben. 
Schlüsselindikatoren als ‚boundary objects‘  
Zahlreiche aktuelle Vorschläge zu einer gerechteren intergouvernementalen Verantwortungsteilung in der 
europäischen Asylpolitik verwenden Indikatoren zur Messung von Aufnahmekapazitäten und Aufnahmelas-
ten von Staaten. Diese Vorschläge zielen somit auf eine stärkere Formalisierung und Regulierung eines Poli-
tikbereichs, der bisher primär von freiwilligen Verpflichtungen geprägt war. Diese gegenstandsspezifische 
Beobachtung korrespondiert mit dem breiter angelegten theoretischen Diskurs um eine zunehmende Quan-
tifizierung gesellschaftlicher Felder und deren Effekte (zum Beispiel Hacking 1990; Porter 2004; Desrosières 
2005; Espeland, Stevens 2008; Vollmer et al. 2009; Rottenburg et al. 2015). Der vorliegende Abschnitt son-
diert diese Literatur auf brauchbare analytische Konzepte für die empirische Untersuchung.  
Die Rolle von Zahlen für demokratische Politik wurde bereits früh thematisiert (Prewitt 1987; Rose 1991). 
Sie wirken im politischen Prozess als Teil der kulturellen Infrastruktur. Indikatoren sind eine besondere Form 
der Quantifizierung, (1) sie machen ansonsten unsichtbare Phänomene durch die Messung von beobachtba-
ren Merkmalen sichtbar, (2) sie basieren auf Konzepten, die eine Verbindung zwischen latentem Phänomen 
und manifesten Merkmalen herstellen und (3) sie haben einen instrumentellen Charakter, indem sie auf 
soziale Probleme bzw. politische Ziele bezogen sind (Espeland 2015: 59; Bradburn, Fuqua 2010: 94–95). Die 
Genese von sozialen Indikatoren ist typischerweise an professionelle Gemeinschaften gebunden, die oftmals 
in der Wissenschaft verankert sind. Ein zentrales Postulat der Actor-Network-Theory (ANT) ist, dass Wissen-
schaft die Gesellschaft insbesondere durch ihre materiellen Objekte und Verfahren verändert, die sie her-
vorbringt (Belliger, Krieger 2006). Es gilt also die konkreten Inhalte und Verfahren der Wissenschaft selbst zu 
studieren (Guggenheim, Potthast 2012: 159), wenn deren gesellschaftliche Wirkung erforscht werden soll. 
Gleichwohl ist es beispielsweise aus systemtheoretischer Perspektive, die bekanntlich von funktional diffe-
renzierten Teilsystemen der Gesellschaft ausgeht (Luhmann 1997), durchaus fraglich, ob und wenn ja, wie 
wissenschaftlich generierten Indikatoren in der Politik Resonanz finden.  
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Vereinfacht dargestellt gibt es in der Forschungsliteratur zwei Vorstellungen über das Verhältnis von Wis-
senschaft und Politik. Diese Vorstellungen finden sich grundsätzlich bereits in der Verwendungsforschung, 
die sich in den 1970er Jahren entwickelt hat. Das damals dominante und auch heute noch bedeutsame in-
strumentelle Modell des Verhältnisses von Wissenschaft und Politik sieht diese beiden Sphären in einem 
direkten sozialtechnologischen Zusammenhang: Wissenschaftliches Wissen wird politisch herangezogen, um 
wohldefinierte soziale Probleme durch informierte Entscheidungen zu lösen (Weiss 1977: 533). In dieser Per-
spektive sind Indikatoren ein neutrales Instrument rationaler Politik. Dabei wird die diskursive Rolle von Indi-
katoren im Prozess der Definition von Problemen und Lösungen ausgeblendet (Boulanger 2007: 17; Davis, 
Kingsbury 2011). Andere Autor/-innen unterscheiden zwischen einer instrumentellen Verwendung von wis-
senschaftlichem Wissen in politischen Organisationen einerseits und einer legitimatorischen bzw. symboli-
schen Verwendung andererseits (Boswell 2008; Dedering 2016). Eine instrumentelle Kopplung von Wissen-
schaft und Politik erscheint aus theoretischer Sicht insbesondere dann unwahrscheinlich, wenn man davon 
ausgeht, dass Wissenschaft und Politik differenzierte soziale Systeme (Luhmann 1997) oder Wertordnungen 
(Boltanski, Thévenot 2014) darstellen.3 Diese theoretisch inspirierte Skepsis gegenüber dem sozialtechnolo-
gischen Modell von Wissenschaft und Politik ist weitgehend kompatibel mit einer Reihe von Studien, die ge-
zeigt haben, dass die Verwendung von wissenschaftlichem Wissen in der Politik ein komplexer und eher indi-
rekter Prozess ist, der langsam und graduell abläuft (Beck, Bonß 1989; Weiss 1999). Wissenschaftliches Wis-
sen wird demnach nur selten direkt und instrumentell verwendet, sondern wirkt oft relativ diffus auf einer 
konzeptionellen Ebene, indem es kognitive Voraussetzungen für neue Politikoptionen schafft, ohne dass 
dadurch die unterschiedlichen Logiken der beiden gesellschaftlichen Sphären aufgehoben werden. Bezogen 
auf wissenschaftlich generierte Indikatoren schließt das die Möglichkeit ein, dass sie in der Politik auch ent-
gegen der ursprünglich intendierten Verwendungsweise zum Einsatz kommen kann (Sébastien et al. 2014). 
Die mögliche Rolle von Indikatoren als vermittelnde Elemente zwischen Wissenschaft und Politik lässt sich 
mit dem Konzept der ‚boundary objects‘ (Star, Griesemer 1989; Star 2010) analytisch präziser formulieren. 
Boundary objects vermitteln die Kooperation von Akteuren über die Grenzen unterschiedlicher sozialer Wel-
ten hinweg, ohne einen Konsens über Werte oder gemeinsame Ziele vorauszusetzen. Die Kooperation wird 
vielmehr ermöglicht über eine hohe interpretative Flexibilität gemeinsamer Grenzobjekte. Die ‚Materialität‘ 
dieser Grenzobjekte liegt nicht in deren inhärenten Eigenschaften begründet, sondern wird erst dadurch 
hergestellt, dass Angehörige unterschiedlicher sozialer Welten sie als gemeinsame Bezugspunkte der Inter-
aktion benutzen (Star 2010: 603). Grenzobjekte sind in der ‚grenzüberschreitenden‘ Kommunikation nur vage 
strukturiert. Bei Bedarf können sie für die lokale Verwendung in einzelnen sozialen Kontexten jedoch spezifi-
ziert werden. Die interpretative Flexibilität wiederum resultiert aus der Möglichkeit der Akteure, zwischen 
spezifischen und allgemeinen Bedeutungsgehalten der Grenzobjekte wechseln zu können (Star 2010: 604–
605). Die Bedeutungsverschiebungen, die mit der interpretativen Flexibilität von Grenzobjekten einhergehen, 
wurden von Autoren der ANT als „Übersetzung“ von Interessen konzipiert (Callon 2006). „Wer fähig ist, die 
Interessen anderer in seine eigene Sprache zu übersetzen, erreicht sein Ziel“ (Latour 2006b: 106). Dabei sind 
die Wissenschaften eines der glaubwürdigsten Werkzeuge, „um andere davon zu überzeugen, was sie sind 
und erstreben sollen“ (ebd.). Das Konzept der Grenzobjekte betont, dass es sich dabei nicht um eine einfache 
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 Gleichwohl ist eine Kommunikation über Systemgrenzen hinweg theoretisch nicht ausgeschlossen. Nach 
Luhmann sind gesellschaftliche Funktionssysteme zwar operativ geschlossen, das heißt, sie verknüpfen ihre 
Ereignisse gemäß ihrem Code (Wahrheit bzw. Macht), gleichzeitig jedoch kognitiv offen, da sie in vielfacher 
Weise auf Leistungen aus ihrer Umwelt angewiesen sind. Nur wenn spezielle Einrichtungen struktureller 
Kopplung vorliegen, lösen Ereignisse in einem System automatisch Operationen in einem anderen Funkti-
onssystem aus (Besio, Meyer 2014: 235).  
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Übersetzung von Interessen in die Sprache der Wissenschaft handelt, sondern um multilaterale Übersetzun-
gen zwischen den beteiligten Gruppen. Paradigmatische Beispiele für Grenzobjekte wurden bei der Analyse 
einer Museumsgründung in Kalifornien identifiziert: Sammlungen von Exponaten, idealtypische Beschrei-
bungen der Realität, (territoriale) Grenzen und standardisierte Methoden (Star, Griesemer 1989). Quantitati-
ven Indikatoren politischer Räume kann theoretisch eine vergleichbare Rolle wie den genannten Beispielen 
zugeschrieben werden, da sie Abstraktionen darstellen und ihre Erhebung territoriale Grenzen sowie stan-
dardisierte Methoden voraussetzt. Im Vergleich zu sprachlichen Argumenten gelten Zahlen als leicht ver-
ständlich und behalten ihren Sinngehalt in unterschiedlichen Kontexten weitgehend bei (Heintz 2010: 173). 
Indikatoren stellen bezüglich ihrer Verständlichkeit besondere Zahlen dar, da sie eine unterschiedliche Nähe 
zu empirischen Beobachtungen aufweisen können. Quantitative Indikatoren, die auf einfachen Zähloperati-
onen beruhen, weisen eine größere Nähe zu empirischen Beobachtungen auf als mehrfach transformierte 
Daten (Rohwer, Pötter 2002) und sind deshalb für Laien besser nachvollziehbar. 
Indikatoren sind eine objektivierende soziale Technologie, um gesellschaftliche Realität zu erzeugen. In 
diesem Sinn hat Alain Desrosiéres beispielsweise die Geschichte der amtlichen Statistik analysiert. Wenn 
Sachverhalte durch amtliche Statistiken objektiviert werden, fungieren sie häufig als Bezugspunkte öffentli-
cher Debatten und ermöglichen diese Debatten somit erst (Desrosières 2005: 360). Ohne die Repräsentation 
des staatlichen Territoriums anhand bestimmter Indikatoren wäre dieses als überschaubares und zu regie-
rendes Wissensobjekt gar nicht verfügbar. Im Unterschied zu staatlichen Territorien selbst sind statistische 
Indikatoren „unveränderlich mobile Elemente“, die im Fall eines Disputs eine Beweisführung an jedem belie-
bigen Ort der Welt ermöglichen (Latour 2006a). Insofern ist die Repräsentation politischer Territorien anhand 
von – kontingenten – Indikatoren keine rein technische, sondern auch eine normative Frage (vgl. Davies 2015; 
Boswell 2008), da sie Bezugspunkte für politische Kontroversen schaffen und diese in bestimmter Weise 
normativ rahmen.4 Diese normsetzende Dimension wird bei der wissenschaftlichen Entwicklung von Indika-
toren oft übersehen (Rametsteiner et al. 2011). 
Es liegen nur wenige empirische Studien zur Verwendung von Indikatoren in der Politik vor. Aktuelle For-
schungsarbeiten zur Verwendung von Indikatoren in der Politik unterscheiden zwischen einer direkten, einer 
indirekt-konzeptionellen und einer mikropolitisch-symbolischen Verwendung (Bauler 2012). Es zeigt sich, 
dass Indikatoren nur selten instrumentell verwendet werden (Lehtonen et al. 2016). Vielmehr sind konzepti-
onelle Einflüsse und eine strategisch-selektive Verwendung von Indikatoren zu konstatieren (Lepenies 2015; 
Sébastien et al. 2014; Dedering 2016; Grek 2009; Boswell 2008). Eine der wenigen empirischen Untersuchun-
gen zur Generierung von staatlichen Statistiken zeigt, dass standardisierte Erhebungsmethoden besonders 
in fragilen staatlichen Kontexten nicht gewährleistet werden können, was deren Validität und Reliabilität 
massiv in Frage stellt ( Jerven 2013). Gleichwohl werden diese Erhebungsprobleme im Verwendungskontext 
der Entwicklungshilfezusammenarbeit systematisch ausgeblendet (Lepenies 2014). Ausgeblendet wird oft 
auch der reduktionistische Effekt, der von dem politischen Druck ausgeht, Projektergebnisse quantitativ aus-
zuweisen (zum Beispiel Bartl 2008). Die Verwendung von wissenschaftlich generierten Indikatoren in der 
Politik hängt teilweise von ihren konstruktionsbedingten Eigenschaften ab. Mehrfach transformierte Indika-
toren können zu der Wahrnehmung führen, dass wissenschaftliche Indikatorenproduktion sich einerseits 
nicht am tatsächlichen politischen Bedarf orientiert und andererseits bei den anvisierten Zielgruppen den 
Eindruck willkürlicher Manipulierbarkeit erzeugen (Sébastien et al. 2014). Beides verringert deren Verwen-
dung in der Politik. Untersuchungen zur Einführung von Buchführungstechniken im sozialistischen Ungarn 
                                                          
4
 Das Argument der Performativität wissenschaftlichen Wissens ist ähnlich gelagert: Die Verwendung ökono-
mischer Modelle nähert die Wirklichkeit den Modellen an, so dass diese immer mehr zutreffen (Callon 2007). 
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zeigen überdies, dass zunehmende Erfahrungen im Umgang mit Kennziffern zu Kompetenzen führen, die 
eine mikropolitische Manipulation der Zahlen im eigenen Interesse ermöglichen (Lampland 2010). Andere 
Studien heben hervor, dass Indikatoren ihre Funktion als Boundary-Object nur erfüllen können, wenn zwi-
schen den Beteiligten bereits ein grundlegender Konsens erzielt wurde (Turnhout 2009). Demnach wären 
Indikatoren allein nicht in der Lage einen Handlungsrahmen für Kooperation zu konstituieren. Dieser Befund 
passt wiederum zu historisch ausgerichteten Arbeiten die besagen, dass die Verwendung von Schlüsselindi-
katoren als Regierungstechnik auf historisch-kulturelle Voraussetzungen, wie etwa die Etablierung einer 
kompatiblen Sprache (Desrosières 2005: 369–370) und damit verbundener Konventionen (Thévenot 1984) 
angewiesen ist. Insofern als Indikatoren politische Themen repräsentieren, unterliegen sie auch Themenkon-
junkturen und der Konkurrenz durch andere Indikatoren (Davies 2015; Sébastien et al. 2014). 
Vor dem Hintergrund dieser Forschungslage lässt sich vermuten, dass wissenschaftlich generierte Indika-
toren nicht eins zu eins in politische Programme umgesetzt werden. Gleichwohl lässt sich ein indirekter oder 
selektiver Einfluss auf politische Debatten und Entscheidungen vermuten. Zieht man das historische Argu-
ment in Betracht, dass die politische Verwendung von Indikatoren eine kompatible Semantik voraussetzt, 
dann erscheint ein solcher Einfluss durchaus wahrscheinlich; es wird zunehmend erwartet, dass politische 
Entscheidungen ‚evidenzbasiert‘ (Buss, Buss 2011) getroffen werden sollen. 
Fallauswahl und Inhaltsanalyse 
Da die Fragestellung auf das Verhältnis von Wissenschaft und Politik in einem bestimmten Wissensfeld ab-
zielt und beide gesellschaftliche Sphären in wesentlichen Teilen schriftlich kommunizieren, stellen wissen-
schaftliche Texte und politisch-administrative Dokumente eine bedeutsame Datenquelle zu dieser diskursi-
ven Praxis dar. Bei beiden Textsorten handelt es sich um nicht-reaktive Daten, was eine hohe Objektivität der 
Erhebung gewährleistet. Gleichwohl stellen diese Texte lediglich Indizien für wesentlich komplexere soziale 
Austauschprozesse dar, die unter Anderem auf direkte Interaktion unter Anwesenden und technisch vermit-
telte Interaktion angewiesen sind. Die beschränkte Aussagekraft, die mit dieser spezifischen Datenbasis ein-
hergeht, gilt es bei der Interpretation der Daten zu berücksichtigen.  
Die Auswahl der zu analysierenden Texte fand theoriegeleitet und schrittweise statt (Glaser, Strauss 
2006). Theoriegeleitet heißt in diesem Fall, dass die Vorstellung einer in gesellschaftliche Sphären differen-
zierten Welt als heuristisches Konzept genutzt wurde. Ziel des ersten Schrittes der Textauswahl war eine 
möglichst große Varianz an wissenschaftlich generierten Modellen der zwischenstaatlichen Lasten- und Ver-
antwortungsteilung zu generieren, um daraus einen empirisch fundierten Möglichkeitsraum (Barton 1957; 
Kelle, Kluge 2010) konstruieren zu können. Zunächst wurde eine Recherche im elektronischen Katalog des 
Gemeinsamen Bibliotheksverbunds mit den Stichworten „burden sharing“ und „responsibility sharing“ 
durchgeführt.5 Aus den Ergebnissen, die sich auf die zwischenstaatliche Lasten- und Verantwortungsteilung 
in der Asylpolitik beziehen, wurden diejenigen wissenschaftlichen Texte ausgewählt, die konkrete Modelle 
intergouvernementaler Verantwortungsteilung thematisieren – unabhängig davon, ob sie diese Modelle an-
hand von Schlüsselindikatoren operationalisieren. Ausgehend von diesen Texten wurden Zitationsverweise 
verfolgt,6 bis eine empirische Sättigung des konstruierten Möglichkeitsraums eintrat, also neue Texte keine 




 Dies geschah einerseits retrospektiv anhand der Literaturverzeichnisse der jeweiligen Texte. Andererseits 
wurde mit zentralen Texten auch eine prospektive Zitationsrecherche mit Hilfe von Google Scholar durchge-
führt. 
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weiteren Varianten enthielten. Der aus dem ersten Analyseschritt resultierende Möglichkeitsraum wurde 
anhand einer Kombination der beiden Dimensionen Organisationsanforderungen und Datenanforderungen 
gebildet (Tabelle 1). 
Der zweite Schritt der Textauswahl erfolgte methodisch analog zum ersten. Allerdings zielte die zweite 
Textauswahl darauf, die datenseitige Dimension des Möglichkeitsraumes einer vertieften Analyse zu unter-
ziehen, und fokussierte empirisch auf die Diskussion um die zwischenstaatliche Verantwortungsteilung in 
der EU. Bei der Recherche wurden sowohl wissenschaftliche Texte, als auch anwendungsbezogene Policy 
Paper und politisch-administrative Dokumente identifiziert, die konkrete Schlüsselindikatoren zwischenstaat-
licher Verantwortungsteilung vorschlagen oder diskutieren. Deren Analyse nach der Methode kontinuierli-
cher Vergleiche (Glaser, Strauss 2006) ist in Tabelle 2 zusammengefasst. 
Ergebnisse 
Modelle intergouvernementalen Verantwortungsteilung in der Asylpolitik 
Das Spektrum der wissenschaftlichen Vorschläge zu einer internationalen Verantwortungsteilung in der Asyl- 
und Flüchtlingspolitik wird primär anhand von Beispielen dargestellt, die in der fachlichen Diskussion eine 
hohe Aufmerksamkeit erfahren haben. Dabei wird die Harmonisierung von Aufnahmestandards als eine 
mögliche Form der operativen Verantwortungsteilung (Thielemann et al. 2010: 164) außen vor gelassen zu-
gunsten einer vertieften Analyse von Modellen finanzieller und physischer Verantwortungsteilung. Die analy-
sierten Modelle unterscheiden sich sowohl hinsichtlich der organisatorischen Voraussetzungen zur Hand-
lungskoordination zwischen den beteiligten Akteuren (Ahrne, Brunsson 2010) als auch hinsichtlich der Kom-
plexität der Datenkonstruktion der Schlüsselindikatoren (Rohwer, Pötter 2002), die für die Objektivierung der 
zu teilenden Verantwortung bzw. der Aufnahmekapazität eines Landes verwendet werden. 
Da es keinen verbindlichen normativen Rahmen für internationale Verantwortungsteilung in der Flücht-
lingspolitik gibt, war dieses Politikfeld bisher durch anlassbezogene Initiativen und freiwillige Kooperation 
bestimmt (Betts 2009). Die Frage einer stärker institutionalisierten zwischenstaatlichen Kooperation in die-
sem Politikfeld wird wissenschaftlich oft als Kollektivgutproblem beschrieben (Suhrke 1998). Wie in der Si-
cherheitspolitik (Ushiba et al. 1983) würde mehr Verantwortungsteilung zwischen den Staaten in der Flücht-
lingspolitik zu mehr kollektiver Sicherheit beitragen.7 Dabei besteht wie bei allen öffentlichen Gütern das 
Problem, dass Staaten von dem Zugewinn an Sicherheit auch dann profitieren, wenn sie selbst keinen Bei-
trag dazu leisten (Olson 1971). Die gelungene Umsiedlung von über 1 Million ‚displaced persons‘ aus Europa 
nach dem Zweiten Weltkrieg8 sowie von zahlreichen Flüchtlingen aus Indochina (insb. Vietnam) in den Jahren 
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 Die Versicherungslogik unterliegt im Fall der Asylpolitik folgenden Einschränkungen: Anders als beim Gefan-
genendilemma sind Staaten nicht zwingend abhängig voneinander. Anders als in Verteidigungsfragen sind 
nicht alle Staaten gleich wahrscheinlich betroffen und Flüchtlinge stellen auch für kleine Staaten keine ernst-
hafte Bedrohung dar. Limitierend für einen Gewalteinsatz sind eher moralische oder politische Kosten. An-
ders als bei einer Lastenteilung in Umweltfragen werden durch Lastenteilung in Flüchtlingsfragen keine Ur-
sachen bekämpft (Suhrke 1998: 401–402). – Die Verbindung Asyl- und Sicherheitsfragen wird aus konstrukti-
vistischer Sicht als ‚securitization‘ kritisiert (Huysmans 2000). 
8
 Der Begriff der ‚displaced persons‘ bezieht sich in diesem Zusammenhang auf circa zehn bis zwölf Millionen 
überlebende Opfer der nationalsozialistischen Arbeits-, Konzentrations- und Vernichtungslager. Diese wur-
den größtenteils repatriiert. Denjenigen, die nicht repatriiert werden konnten, boten die Umsiedlungspro-
gramme der 1947 gegründeten International Refugee Organization (IRO) eine neue Perspektive – diese 
Gruppe ist hier gemeint. In den späteren vier Besatzungszonen gab es bei Kriegsende zudem circa zehn Mil-
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1979–1996 kann Astri Suhrke zufolge nur durch besondere historische Bedingungen erklärt werden, wie 
etwa eine Hegemonialmacht USA sowie andere (westliche) Länder, die sich den Flüchtlingen besonders ver-
bunden bzw. verpflichtet fühlten oder ein Interesse an Arbeitskräften hatten (Suhrke 1998: 404). Diese bei-
den Fälle sind für die Konstruktion eines Möglichkeitsraumes insofern relevant, als dabei keine Formalisie-
rung der Aufnahmekapazität stattfand. Vielmehr unterlag die Menge der aufgenommenen Flüchtlinge dem 
politischen Urteil nationalstaatlich bestellter Experten.9 Die Organisationsanforderungen entsprechen dem 
Status Quo internationaler Kooperation zwischen souveränen Nationalstaaten. 
Einen Schritt in Richtung einer Formalisierung zwischenstaatlicher Verantwortungsteilung gingen James 
Hathaway und Alexander Neve mit ihrem Vorschlag, Verantwortung und Ressourcen innerhalb einer subglo-
balen Gruppe von Akteuren mit konvergenten Interessen stärker zu teilen, dabei jedoch differenzierte Bei-
träge der einzelnen Staaten zuzulassen (Hathaway, Neve 1997). Ziel ihres Vorschlages, der praktisch auf die 
Schaffung eines Clubs zielt, ist ein effektiver temporärer Schutz von Flüchtlingen (Fitzpatrick 2000), der bes-
tenfalls in eine Rückkehr ins Herkunftsland oder aber in eine dauerhafte Umsiedlung mündet. Damit dieser 
institutionelle Rahmen die Funktion einer Versicherung erfüllen kann, schlagen sie vor, dass (a) die Beiträge 
der Staaten im Voraus bekannt sein müssen und (b) dass es vier unterschiedliche Mitgliedschaftskategorien 
gibt, an denen sich Form und Umfang der Beiträge orientieren. Den Kern dieser Gruppe würden Staaten 
bilden, die aufgrund ihrer räumlichen Nähe zu Krisengebieten von Flüchtlingsströmen direkt betroffen sind. 
Gemäß dem Verbot der Nicht-Zurückweisung sind sie ohnehin zu Schutz gegenüber Flüchtlingen verpflichtet. 
Den erweiterten Kern dieser Gruppe bilden Staaten, die durch die Weiterreise von Flüchtlingen aus Krisenre-
gionen mit Flüchtlingsströmen konfrontiert sind. Statt Ausgaben zur Abschottung ihrer Grenzen zu tätigen, 
könnten sie die Kerngruppe der aufnehmenden Staaten finanziell unterstützten. Eine dritte Gruppe von 
Staaten würde bei akuten Krisen situationsspezifische Hilfe leisten. Die vierte Gruppe besteht schließlich aus 
nichtstaatlichen Akteuren. Ihre Aufgaben lägen primär in der operativen Bereitstellung von Schutzmaßnah-
men und in der zwischenstaatlichen Koordination. Eine proportionale Teilung von Verantwortung sei ihrer 
Ansicht nach jedoch nur innerhalb dieser vier Mitgliedschaftskategorien möglich. Bezüglich konkreter Krite-
rien zu deren Bemessung verweisen die Autor/-innen auf bereits bestehende Vorschläge wie Wirtschaftskraft 
oder Besiedlungsdichte; diesem Aspekt messen sie jedoch eine untergeordnete Rolle bei. Die erhöhten or-
ganisatorischen Anforderungen an die Handlungskoordination der kategorial differenzierten Akteure inner-
halb eines ‚Clubs‘ sehen sie am ehesten in einzelnen Weltregionen realisierbar. 
Etwa zur gleichen Zeit hat Peter Schuck (1997) einen Vorschlag unterbreitet, dessen zentrales Element der 
Handel mit Aufnahmequoten für Flüchtlinge ist. Bei diesem vergleichsweise kontroversen Vorschlag eines 
Quasi-Marktes zur Verantwortungsteilung ist das primäre Ziel, die unzureichende Bereitschaft von Staaten 
für eine temporäre Schutzgewährung (Fitzpatrick 2000) oder eine dauerhafte Umsiedlung zu erhöhen. Die 
Bekämpfung von Fluchtursachen oder eine Rückkehr ins Herkunftsland wären zwar prinzipiell vorzuziehende 
Strategien. Jedoch seien diese meist nicht realisierbar (Schuck 2015: 78). Zentrale Anreize für einen Beitritt zu 
einem solchen Quasi-Markt sieht Schuck darin, dass in einer zunehmend interdependenten Welt die Wahr-
scheinlichkeit für alle Staaten gestiegen ist, dass Flüchtlinge auf ihrem Gebiet Schutz suchen. Gleichwohl ist 
das Risiko nicht gleichverteilt. Daher sollte die Teilnahme freiwillig sein und die zu leistenden Beiträge sollten 
                                                                                                                                                                                                
lionen Evakuierte, die vor den Bombardements der Alliierten aus Städten in ländliche Regionen geflohen wa-
ren. Hinzu kamen gemäß der Volkszählung von 1950 circa 12,5 Millionen Deutsche, die aus dem Einflussbe-
reich der Sowjetunion geflohen waren oder vertrieben wurden (Oltmer 2005).  
9
 Bei einer Formalisierung von Aufnahmekapazitäten zwischen Ländern der EU sei angesichts der vorhande-
nen Anreize für unilaterales Handeln sogar mit einem ‚race to the bottom‘, d.h. einem regionalen Exklusions-
regime durch eine Harmonisierung restriktiver Politiken zu rechnen (Suhrke 1998: 411). 
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proportional zur Aufnahmekapazität differenziert werden. Als primäres Kriterium, um Aufnahmequoten zu 
bestimmen, schlägt Schuck das Bruttoinlandsprodukt (BIP) vor – gemessen absolut oder pro Kopf (Schuck 
1997: 280). Dieses Kriterium hätte den Vorteil, dass es in einer ‚inhärenten Beziehung‘ stehe zur Fähigkeit 
eines Landes effektiven Schutz zu gewähren. Zudem wäre das ein leicht verfügbares und relativ unumstritte-
nes Maß, das schwerlich strategisch manipulierbar sei. Die durch eine zentrale Agentur bestimmten Auf-
nahmequoten könnten dann – vergleichbar mit Emmissionsrechten oder „affordable housing“ Quoten – zwi-
schen Staaten gehandelt werden (Schuck 2015: 101). Der Handel hätte den Vorteil, dass Länder ihre spezifi-
schen Ressourcen einbringen können und die potenzielle Teilnehmerbasis breiter wäre. Die Freiwilligkeit der 
Teilnahme schließt nicht aus, dass mächtige Staaten Beitrittsanreize für schwächere Staaten schaffen. 
Gleichzeitig müssten die zentrale Agentur und die beteiligten Staaten (insbesondere die mächtigeren) dafür 
Sorge tragen, dass die aufnehmenden Staaten Zusagen einhalten sowie einen effektiven Schutz bereitstellen 
(Gerver 2013). Das Risiko einer Qualitätsverschlechterung der Aufnahmebedingungen ist nicht an die Han-
delbarkeit von Quoten gebunden, sondern besteht in jedem System, das eine Ausweitung der Aufnahmelän-
der anstrebt. Zudem steigt in einem solchen Verteilungssystem die Wahrscheinlichkeit, dass Schutzsuchende 
Aufnahme in einem Land finden, das nicht ihren Präferenzen entspricht.10 Kritiker monieren, dass der Han-
del mit Aufnahmequoten zu einer Kommodifizierung von Menschen beitragen würde. Damit würden nicht 
nur humanitäre Werte untergraben, sondern die numerische Quoten könnten als limitierendes Signal wir-
ken, das die schwache informelle Norm der Verantwortungsteilung langfristig unterminiere (Sandel 2012: 63–
64).11 Die organisatorischen Anforderungen an einen Quasi-Markt sind gegenüber dem Club-Modell deutlich 
erhöht, da zahlreiche Marktinfrastrukturen geschaffen werden müssten (vgl. Ahrne et al. 2015). Die Be-
schränkung der Schlüsselindikatoren zur Bestimmung der Quoten auf das BIP hält die Datenanforderungen 
in diesem Modell nur scheinbar gering. Die Überwachung ihrer Realisierung stellt ihrerseits hohe Anforde-
rungen an verfügbare Daten über die Asylverfahren und Aufnahmestandards in den einzelnen Ländern. 
Während die beiden bisher präsentierten Vorschläge darauf setzen, Beitrittsanreize für souveräne Staa-
ten mit heterogenen Interessen zu entwickeln (vgl. Czaika 2009), legen andere Vorschläge mehr Wert auf eine 
valide Bestimmung einer gerechten Verteilung von Flüchtlingen und die Entwicklung von dauerhaften Lösun-
gen (Gibney 2015).12 Kern dieser Vorschläge ist typischerweise, Verantwortung nicht in absoluten Zahlen 
(zum Beispiel Asylbewerber/-innen oder anerkannte Flüchtlinge) zu bestimmen, sondern diese in Beziehung 
zur Aufnahmekapazität der Länder zu setzen. Einer der elaboriertesten Vorschläge diesbezüglich stammt 
von Mathias Czaika (2005). Grundlage ist ein Konzept von Gerechtigkeit, das vorsieht, dass der Anteil an 
Flüchtlingen in einem Land dem Anteil seiner Bevölkerung an der Weltbevölkerung entsprechen sollte. Diese 
Grunddimension wird durch die Berücksichtigung der Aufnahmefähigkeit eines Landes moduliert. Letztere 
spiegelt sich in einem Refugee Burden Index (RBI) mit drei Dimensionen wieder, die wiederum durch fünf 
Teilindizes operationalisiert werden: ökonomische Kapazität (BPI/Kopf logarithmiert), soziale und politische 
                                                          
10
 Varianten des hier präsentierten Vorschlags versuchen, die Wahlmöglichkeiten von Flüchtlingen zu erhöhen 
(Bubb et al. 2011; Fernández-Huertas Moraga, Rapoport 2014) oder die Aufnahme von Flüchtlingen mit han-
delbaren Forderungen an die Herkunftsländer zu verknüpfen – also aus der ‚Last‘ ein ‚Gut‘ zu machen (Blo-
cher, Gulati 2016). 
11
 Gleichwohl vergleicht diese Kritik das vorgeschlagene System mit einem Idealzustand anstatt mit den derzei-
tig existierenden Bedingungen. Zudem müsste das Argument der limitierenden Signalwirkung numerischer 
Indikatoren für andere Quoten – wie etwa in Affirmative Action Programmen - gleichermaßen gelten (Schuck 
2015: 109; für eine weitergehende Auseinandersetzung mit möglichen Kritikpunkten siehe Kuosmanen 2013; 
Gerver 2013). 
12
 „For finding widely acceptance, a refugee burden measure should account for fairness, i.e. equity, as well as 
performance aspects” (Czaika 2005: 102). 
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Akzeptanz von Flüchtlingen (Bevölkerungsdichte auf urbarem Land, max. 1 Mio/km²), ethnische und sprachli-
che Fraktionalisierung (ELFRI) sowie politisch-institutionelle Performanz (Freedom house; Governance und 
politische Stabilität). Aus der Differenz der adjustierten Aufnahmekapazität und deren tatsächlichen Auslas-
tung ergibt sich dann der RBI, der anzeigt, ob ein Land überlastet ist oder noch freie Kapazitäten hat.13 Die 
aus einer solchen Berechnung resultierenden Ergebnisse einer ‚gerechten‘ Verantwortungsteilung sind durch 
die Auswahl und Gewichtung der Teilindizes sowie durchgeführte Datentransformationen bestimmt. Darin 
liegt der politische Charakter von scheinbar technokratischen Entscheidungen begründet. Während die ma-
thematische Modellierung des RBI für Laien teilweise schwer nachvollziehbar ist, operieren andere bewusst 
politiknah formulierte Vorschläge mit weniger Datentransformationen (zum Beispiel Schneider et al. 2013). 
Mehrdimensionale Ansätze der Indexbildung haben darüber hinaus das Problem, dass unklar bleibt, auf 
welche Teildimensionen der Indexwert letztlich zurückgeht, was wiederum die Interpretation erschwert 
(Bovens et al. 2012: 82). Organisatorische Voraussetzungen der Umsetzung sowie Fragen der Datenverfüg-
barkeit und -aufbereitung werden im Vorschlag von Czaika lediglich am Rande thematisiert. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Möglichkeitsraum bezüglich der Handlungskoordination 
zwischen den beteiligten Akteuren von geringen bis zu hohen Organisationsanforderungen reicht. Diese 
Dimension lässt sich gut mit dem Konzept der partiellen Organisation erfassen, das die Verwendung von 
einzelnen oder mehreren Organisationselementen auch außerhalb von formalen Organisationen betont 
(Ahrne, Brunsson 2010). Allen Organisationselementen (Hierarchie, Regeln, Mitgliedschaft, Monitoring, Sank-
tionen) ist gemeinsam, dass sie auf Entscheidungen beruhen. Geringe Organisationsanforderungen sind 
vermutlich leichter zu realisieren als hohe. Bezüglich der Komplexität der involvierten Metrologie auf der 
Ebene der Schlüsselindikatoren lässt sich ein Kontinuum von geringen bis hohen Datenanforderungen iden-
tifizieren. Diese Anforderungen bestehen aus zwei Teildimensionen: Auf der Seite der Datenproduktion geht 
es um die Verfügbarkeit vergleichbarer Daten in allen relevanten Staaten; auf der Seite der Datenrezeption 
geht es um die Verständlichkeit und Transparenz der verwendeten Schlüsselindikatoren sowie der in die 
Datenkonstruktion involvierten Transformationsschritte. Es ist zu vermuten, dass Transparenz in der Index-
konstruktion dessen Akzeptanz erhöht. 
Tabelle 1: Schematische Darstellung des Möglichkeitsraumes von Modellen intergouvernementaler 
Verantwortungsteilung in der Asylpolitik 
 Organisationsanforderungen 
gering hoch 
Datenanforderungen gering (1) (2) 
hoch (3) (4) 
 
Idealtypisch betrachtet (Tabelle 1), zielen wissenschaftlich generierte Modelle intergouvernementaler Ver-
antwortungsteilung in der Asylpolitik darauf, die politische Praxis von dem aktuellen Zustand mit relativ ge-
ringen Organisationsanforderungen freiwilliger Aufnahmeverpflichtungen und relativ geringen Datenanfor-
derungen (Zelle 1) zu anspruchsvolleren Modellen intergouvernementaler Transferbeziehungen (Zellen 2-4) 
zu verschieben.  
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 Die Kapazitätsindizes werden auf einen Wertebereich zwischen 0 und 1 standardisiert. Der Wertebereich des 
RBI liegt zwischen -1 (Aufnahmekapazitäten komplett ungenutzt) und unendlich (Czaika 2005: 114). 
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Schlüsselindikatoren der ‚Belastung‘ von Staaten 
Im vorliegenden Abschnitt wird am Beispiel der aktuellen Diskussion um die europäische Asylpolitik analy-
siert, welche Schlüsselindikatoren in Modellen intergouvernementaler Transferbeziehungen zur Operationa-
lisierung einer ‚gerechten‘ Verantwortungsteilung eingesetzt werden. Während bei der Konstruktion des 
Möglichkeitsraumes nur Modelle aus der Wissenschaft in Betracht gezogen wurden, die nicht zwangsläufig 
eine Operationalisierung durch Schlüsselindikatoren enthalten mussten, bezieht sich die folgende Analyse 
auf insgesamt 13 Modelle, die in der Wissenschaft oder Politik (bzw. Verwaltung) generiert wurden und expli-
zit die Verwendung von Schlüsselindikatoren vorschlagen (Tabelle 2).14 In der empirischen Analyse werden 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede hinsichtlich der in den Modellen verwendeten Schlüsselindikatoren, 
ihrer (meist kontrafaktischen) zwischenstaatlichen Verteilungswirkung sowie ihrer tatsächlichen Verwendung 
in der EU-Asylpolitik herausgearbeitet. 
Modelle intergouvernementaler Verantwortungsteilung lassen sich danach unterscheiden, ob ihre Indika-
toren auf absoluten oder auf relativen Zahlen basieren. Alle Modelle gehen von Daten über die absolute 
Anzahl von Asylbewerber/-innen (oder anerkannten Flüchtlingen) aus, die aus deren ‚spontanen‘ räumlichen 
Verteilung resultieren und systematisch erhoben oder zumindest durch Experten geschätzt wurden. Eine 
konsistente Datenerhebung über die Anzahl der Asylbewerber/-innen erfordert bereits relativ umfangreiche 
Harmonisierungsschritte im europäischen Asylsystem (Lahusen 2016; European Asylum Support Office 
2015). Modelle, die mit absoluten Zahlen arbeiten, knüpfen Handlungsprogramme direkt an diese Indikato-
ren, da sie als unmittelbarer Ausdruck staatlicher Belastung oder Verantwortung gedeutet werden. Die daran 
anschließenden Handlungsprogramme können organisatorisch unterschiedlich anspruchsvoll sein und von 
einem rein statistischen Monitoring über (quasimarktliche) finanzielle Kompensationszahlung bis hin zu ei-
ner physischen Umsiedlung reichen. Modelle, die auf relativen Indikatoren basieren, versuchen hingegen, die 
relative Belastung eines Landes durch Asylbewerber/-innen oder anerkannte Flüchtlinge zu ermitteln, indem 
sie zusätzlich Strukturdaten über die jeweiligen Länder einbeziehen und somit theoretische ‚Belastbarkeit‘ 
und empirische ‚Belastung‘ eines Landes vergleichen können. Aus der Differenz beider Kennwerte ergibt sich 
dann die Notwendigkeit einer Lasten- oder Verantwortungsteilung, die wiederum unterschiedlich organisiert 
werden kann. 
Absolute Indikatoren  
Die Analyse beginnt mit den Modellen intergouvernementaler Verantwortungsteilung, die auf absoluten 
Zahlen beruhen, da diese vermutlich älter sind. So lag etwa der gelungenen Umsiedlung von Flüchtlingen 
nach dem Zweiten Weltkrieg, eine internationale Übereinkunft zugrunde, in der die beteiligten Staaten ledig-
lich die absolute Anzahl aufzunehmender Personen je Land festlegten (Suhrke 1998). Zudem existieren in 
mehreren Nationalstaaten Systeme zur internen Verteilung von Asylbewerber/-innen, in denen freiwillige 
Festlegungen auf absolute Aufnahmevolumina von Regionen, Kommunen oder zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen im Vordergrund stehen (Ramboll, Eurasylum 2010: 44; Thielemann et al. 2010: 51–55).15 Dabei 
spielen Strukturdaten der Aufnahmeregionen höchstens eine unterstützende Rolle; die Entscheidung über 
Aufnahmevolumina bleibt letztlich den Vertreter/-innen der jeweiligen Regionen oder Organisationen über-
lassen. In Frankreich wird die ‚spontane‘ Verteilung der Asylbewerber/-innen und ihre statistische Beobach-
tung zum Anlass für zentral getragene Kompensationszahlungen genommen (Thielemann et al. 2010: 54). 
                                                          
14
 Für eine visuelle Unterscheidung der beiden Sphären wurden Modelle aus der Politik in Tabelle 2 grau unter-
legt. 
15
 Die zitierte Literatur verweist auf Canada, Finnland, Großbritannien, Schweden und die USA. 
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Kritiker monieren, dass freiwillige Absprachen auf EU-Ebene lediglich den Status Quo an Verantwortungstei-
lung reproduzieren würden (Ramboll, Eurasylum 2010). Unter den hier analysierten Modellen internationaler 
Verantwortungsteilung, gibt es insbesondere zwei, die ausschließlich auf absoluten Zahlen basieren und die 
dem Prinzip der staatlichen Freiwilligkeit folgen: Die Mittelverteilung im European Refugee Fund (ERF) 2008-
2013 sowie in dessen Nachfolger, dem Asylum, Migration and Integration Fund (AMIF) 2014-2020. Beide Model-
le gehen erstens von der realen Verteilung von Asylbewerber/-innen (bzw. Flüchtlingen aus kleinen Relokati-
onsprogrammen) in der EU aus und leisten Kompensationszahlungen für angenommene Kosten bei deren 
Aufnahme. Dabei werden hauptsächlich nationale Maßnahmen finanziert. Von der Mittelverteilung profitie-
ren aufgrund der verwendeten Indikatoren primär (große) Länder der EU, in denen absolut betrachtet viele 
Asylbewerber/-innen registriert werden, während Länder, deren Asylsystem relativ gesehen möglicherweise 
höher belastet ist oder deren Asylsystem noch im Aufbau begriffen ist, durch diesen Verteilungsschlüssel 
benachteiligt werden (Thielemann, Armstrong 2012: 7–9). Ein zweites Kriterium der Mittelverteilung in diesen 
Modellen ist die Anzahl der anerkannten Flüchtlinge in einem Land. Untersuchungen zeigen, dass die Anzahl 
der Asylbewerber/-innen nicht zwangsläufig mit der Anerkennungsrate der einzelnen Länder korreliert (Tos-
hkov, Haan 2013). Mit diesem Indikator werden vergangene Beiträge der Länder zur internationalen Schutz-
gewährung honoriert – allerdings ebenfalls in der Logik absoluter Zahlen, die attraktive Länder mit einer 
effektiven Registrierung von Asylbewerber/-innen bevorteilt. Die Orientierung an der Zahl der anerkannten 
Flüchtlinge verschafft den Staaten überdies Planungssicherheit, da sie auf vergangene Entwicklungen rekur-
riert während die Zahl der Asylbewerber/-innen zeitlich stark schwanken kann. Im AMIF wurden die beiden 
Kriterien der Belastung eines Staates (Anzahl der Asylbewerber/-innen und der anerkannten Flüchtlinge) 
gegenüber dem ERF sogar noch vergangenheitsbezogener, da sie nicht mehr unmittelbar, sondern indirekt 
über die durchschnittlichen Ausschüttungsanteile der Staaten im ERF in der davor liegenden Budgetperiode 
(2011-2013) Berücksichtigung fanden. Das dritte Kriterium in diesen beiden Modellen beruht ebenfalls auf 
absoluten Zahlen, allerdings stellen diese auf die formale Gleichheit zwischen den Staaten ab: Trotz mannig-
faltiger Unterschiede wird jedem Staat die gleiche pauschale Summe aus dem gemeinsamen Pool an Res-
sourcen zugeteilt. Dieses grundsätzlich machtnivellierende Prinzip ist historisch betrachtet keine Selbstver-
ständlichkeit, hat sich die Annahme formaler Gleichheit zwischen Staaten in UN-Statistiken beispielsweise 
erst in den 1970er Jahren durchgesetzt (Heintz 2012). Diese formale Gleichheit wird viertens noch einmal 
nach Bedarf gewichtet; so erhielten im ERF neue Beitrittsländer eine höhere Pauschale und im AMIF sind es 
die Inselstaaten Zypern und Malta, deren Asylsysteme aufgrund ihrer geografischen Lage als besonders be-
lastet gelten. Für die gesamte Mittelvergabe bleibt die Pauschale nur von marginaler Bedeutung - beim AMIF 
werden rund 6% der Mittel als Pauschale vergeben (eigene Berechnung nach: European Parliament, Council 
of the European Union 2014). Aus Transparenzgesichtspunkten verunklärt sie allerdings die effektive Gewich-
tung der Allokationskriterien, die im ERF beispielsweise nominal eine Verteilung zu 70% nach der Anzahl der 
Asylbewerber/-innen und zu 30% nach der Anzahl der anerkannten Flüchtlinge vorsehen. Für kleine Staaten, 
die häufig weniger als 1% der insgesamt ausgeschütteten Mittel erhalten (Thielemann, Armstrong 2012: 7–9), 
stellt die Pauschale nicht selten rund die Hälfte der ihnen zugeteilten Mittel dar. Kleine Staaten dürften dem-
nach ein manifestes Interesse an diesen Pauschalen haben, zumal ihre Auszahlung an keinerlei Vorbedin-
gungen gebunden ist. Die Pauschalen und die Anzahl der anerkannten Flüchtlinge machen sich durchaus 
auch in der Spannweite der Verteilung bemerkbar, die sich bezüglich der ausgeschütteten Mittel im Rahmen 
des AMIF beispielsweise zeigt. Im Vergleich zum relativ breiten Range der ‚spontanen‘ Verteilung von Asylbe-
werber/-innen, der von weniger als 0,5% bis 21,08% reicht, verringert sich die Spannweite im AMIF auf  <0,5% 
bis 15,48% (eigene Berechnung nach: European Parliament, Council of the European Union 2014).  
Bezüglich der Realisierbarkeit der Modelle, die auf absoluten Zahlen basieren, lässt sich feststellen, dass 
diese in ihren Daten- und Organisationsanforderungen zwar durchaus anspruchsvoll sind, dass diese den-
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noch auf europäischer Ebene bereits implementiert wurden (European Court of Auditors 2012; European 
Parliament, Council of the European Union 2014). Ein jüngerer, an das EU-Parlament gerichteter Vorschlag 
einschlägig ausgewiesener Wissenschaftler/-innen zielte explizit auf die Einführung einer relativen Bestim-
mung der Belastung eines Landes (Thielemann et al. 2010), war damit jedoch nicht erfolgreich, wie an den 
Kriterien des AMIF als Nachfolger des ERF zu erkennen ist.  
Relative Indikatoren  
Der vorliegende Abschnitt analysiert Modelle, deren Schlüsselindikatoren sowohl den absoluten Bedarf an 
Schutzgewährung als auch die Aufnahmekapazität eines Landes in Betracht ziehen. Setzt man Schutzbedarf 
und Aufnahmekapazität in Beziehung zueinander, ergibt sich daraus die relative Belastung eines Landes.  
Mit der Bevölkerungszahl und dem BIP gibt es zwei Schlüsselindikatoren für die Bestimmung der relativen 
Aufnahmekapazität eines Landes, die eine starke Konventionalisierung aufweisen. Die durch die beiden Indi-
katoren abgebildeten Dimensionen sind im Kern bereits im Königsteiner Schlüssel von 1949 enthalten, der 
ursprünglich von den deutschen Bundesländern als Instrument zur Finanzierung von Forschungseinrichtun-
gen entwickelt wurde (Pfuhl 1959), und der in Deutschland seit 2005 (unter anderem) zur physischen Vertei-
lung von Asylbewerber/-innen benutzt wird (Deutscher Bundestag 2004: 1992). Der Königsteiner Schlüssel 
spielt in der Diskussion um eine gerechtere Verantwortungsteilung in der EU als national implementiertes 
Vergleichsmodell eine Rolle (Wagner, Kraler 2014: 23; Thielemann et al. 2010: 52). Dieses nationale Modell 
der Verantwortungsteilung basiert zu zwei Dritteln auf dem anteiligen Steueraufkommen und zu einem Drit-
tel auf dem Bevölkerungsanteil eines Bundeslandes. Das Steueraufkommen, kann als indirekter Ausdruck 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit gedeutet werden;16 bei diesem Konzept geht es um die Fähigkeit eines 
Landes, Flüchtlinge materiell zu versorgen (Czaika 2005: 108). Das Konzept der wirtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit eines Landes wird typischerweise durch das Bruttoinlandsprodukt (BIP) abgebildet. Das BIP wird in 
zwei Formen operationalisiert: entweder als absolute Größe oder aber in Relation zur Bevölkerungszahl ei-
nes Landes. Im Kontext von Modellen zwischenstaatlicher Verantwortungsteilung wird die absolute Größe als 
Anteil des BIP eines Landes am BIP des übergeordneten politischen Gemeinwesens ausgedrückt. Das gesam-
te BIP eines Landes wird durch dessen Bevölkerungszahl mitbestimmt, enthält also sowohl Informationen 
über die Größe als auch über den Reichtum eines Landes, wohingegen das BIP/Kopf die ‚reine‘ Wirtschafts-
kraft eines Landes abbildet (vgl. Piketty 2014: 105). Das erste Modell, das meines Wissens explizit zur interna-
tionalen Verantwortungsteilung in der Asylpolitik vorgeschlagen wurde, basierte ausschließlich auf dem BIP 
eines Landes (aktuell: Wagner, Kraler 2014: 28). Dieser Vorschlag resultierte aus dem „Colloquium on 
Asylum“, das die Deutsche Nansen-Gesellschaft im April 1964 in Garmisch-Partenkirchen organisierte (Grahl-
Madsen 1965). Grahl-Madsen greift diesen Vorschlag Ende der 1970er Jahre auf und bringt ihn in leicht modi-
fizierter Form erneut in die internationale Diskussion ein (Grahl-Madsen 1980).17 Interessanterweise schreibt 
er den daraus resultierenden Quoten eine eher orientierende Funktion für Verhandlungen zu (Grahl-Madsen 
1982: 74), was die organisatorischen Anforderungen seines Vorschlags vergleichsweise gering hält. Nimmt 
man beide Operationalisierungsformen des BIP zusammen und interpretiert auch das Steueraufkommen 
eines Landes als Indikator wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, so stellen diese Indikatoren, die in 9 von 13 
                                                          
16
 Ich sehe an dieser Stelle vereinfachend davon ab, dass die Steuereinnahmen eines Landes nicht nur von der 
wirtschaftlichen Entwicklung, sondern auch von dessen Steuerpolitik und Steuerverwaltung abhängen. Mög-
licherweise führten Probleme der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung in den Nachkriegsjahren (Bartels 
1951; Bartels et al. 1957) dazu, dass der Königsteiner Schlüssels auf das Steueraufkommen rekurriert.  
17
 Grahl-Madsen schlägt eine Dekomposition des gesamten BIP eines Landes vor in BIP/Kopf und Bevölke-
rungszahl mit einer Gewichtung von i²p (Grahl-Madsen 1982: 74). 
BOUNDARY  OBJECTS  ZWI S C HEN  W I S S ENS CHAF T  UND P OL I T I K  
13 
 
Modellen vertreten sind, eine hoch konventionalisierte Dimension intergouvernementaler Verantwortungs-
teilung dar. 
Der zweite im Königsteiner Schlüssel verwendete Schlüsselindikator, die Bevölkerungszahl eines Territori-
ums, wird häufig als Ausdruck von politischer Egalität interpretiert (Porter 1986: 25; Rose 1991). In dem ana-
lysierten Textkorpus zeigt sich das beispielsweise darin, dass der Rekurs auf den Bevölkerungsanteil eines 
Landes als unmittelbarer Ausdruck eines gerechten Anteils an Flüchtlingen gesetzt wird, ohne dass dies 
überhaupt begründungsbedürftig wäre (zum Beispiel Czaika 2005: 112). Andere Autor/-innen argumentieren, 
dass die Aufnahme von Flüchtlingen nicht nur monetär messbare, sondern auch intangible soziale Kosten 
mit sich bringe (Thielemann et al. 2010: 44), deren Zumutbarkeit durch den Rekurs auf die Bevölkerungsgrö-
ße eines Landes bemessen werden soll. Eine Schlussfolgerung aus dieser Überlegung ist, dass nicht nur eine 
finanzielle, sondern auch eine physische Verantwortungsteilung nötig sei. In Österreich basiert die Verteilung 
von Asylbewerber/-innen zwischen den Bundesländern sogar ausschließlich auf der Bevölkerungsgröße 
(Wagner, Kraler 2014: 28). In Großbritannien handeln unterschiedliche Interessengruppen auf regionaler 
Ebene Höchstgrenzen für das zahlenmäßige Verhältnis von Asylbewerber/-innen und Einwohner/-innen aus, 
diese liegt in Yorkshire beispielsweise bei 1:300 (Thielemann et al. 2010: 51). Im Unterschied zu dem ver-
handlungsbasierten Modell in Großbritannien sind die Verteilungsverfahren in Deutschland und Österreich 
stärker formalisiert. Der Vergleich der analysierten Modelle verdeutlicht, dass die Bevölkerungszahl, die in 8 
von 13 Modellen vorkommt, ebenfalls ein weitgehend konsensfähiger Schlüsselindikator intergouvernemen-
taler Verantwortungsteilung ist.18 
Im Sinne eines Monitorings sind diese beiden hoch konventionalisierten Indikatoren beispielsweise in der 
Berichterstattung des UNHCR implementiert (UNHCR 2016: 17–18). Jenseits dessen gibt es derzeit jedoch 
kein in der Diskussion relevantes Modell, das ausschließlich auf diesen beiden Schlüsselindikatoren als Krite-
rium zur Bestimmung der länderspezifischen Aufnahmekapazitäten in der EU abstellt. Im Vergleich zur empi-
rischen Verteilungsspanne der Asylbewerber/-innen zwischen den Ländern würde das BIP als alleiniger 
Schlüsselindikator den Range zwischen den Ländern nur minimal reduzieren (<0,55–20,47%), während die 
Bevölkerungszahl hingegen eine deutlichere Reduktion der Spannweite hervorbringen würde (<0,5–16,22%).  
Jenseits der Bevölkerungszahl und des BIP teilen die analysierten Modelle allerdings weit weniger Schlüs-
selindikatoren, um die Aufnahmekapazität eines Landes zu bestimmen. Zu den weniger häufig verwendeten 
Indikatoren für die materielle Aufnahmefähigkeit gehören die Fläche sowie die Bevölkerungsdichte eines 
Landes. Obgleich die Fläche ein offensichtliches Maß für geografische Größe eines Landes darstellt, ist deren 
konzeptionelle Relevanz für eine gerechte Verteilung von Flüchtlingen nicht evident und wird in der gesichte-
ten Literatur auch nicht begründet. Sie gewinnt erst im Zusammenhang mit der Bevölkerungszahl, also als 
Bevölkerungsdichte ansatzweise eine naturalwirtschaftliche Plausibilität, die an Malthus erinnert. So argu-
mentiert Czaika (2005: 108-109) etwa, dass die sozio-politische Akzeptanz von Flüchtlingen von der Bevölke-
rungsdichte abhänge, da diese teilweise mit subsistenzwirtschaftlichen Knappheiten einhergehe. Folgerichtig 
berechnet er die Bevölkerungsdichte ausschließlich für urbares Land, das in Entwicklungsländern zum Teil 
sowohl von Einheimischen als auch von Flüchtlingen subsistenzwirtschaftlich genutzt wird.19 In anderen Mo-
dellen wirkt die Verwendung der Bevölkerungsdichte hingegen entweder ihrer statistischen Verfügbarkeit 
(UNHCR 2002; Ramboll, Eurasylum 2010) oder aber politisch-strategischen Überlegungen geschuldet. Der 
Bevölkerungsdichte lässt sich insofern eine politisch-strategische Funktion zuschreiben, als sie eine deutlich 
                                                          
18
 Eine Studie im Auftrag der Europäischen Kommission verwendete dieses Kriterium zunächst nicht, führte es 
später jedoch als zusätzliche ‚Kontrollvariable‘ ein (Ramboll, Eurasylum 2010). 
19
 Dabei wird als maximale Bevölkerungsdichte eine Million Einwohner je Quadratkilometer eingeführt, was in 
etwa der Bevölkerungsdichte von einigen Mikrostaaten entspreche. 
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geringere Korrelation mit anderen Schlüsselindikatoren intergouvernementaler Verantwortungsteilung auf-
weist, als jene untereinander (Czaika 2005). Durch den Einschluss der Bevölkerungsdichte als Kriterium wird 
die Verteilung zwischen den Ländern deshalb vergleichsweise stark beeinflusst. In der EU steigt beispielswei-
se automatisch die theoretische Aufnahmefähigkeit skandinavischer Länder, wenn Bevölkerungsdichte ein 
Kriterium ist (Thielemann et al. 2010). In einem politisch-strategischen Sinne lässt sich demnach auch der 
Vorschlag Deutschlands von 1994 deuten, der dieses Kriterium enthielt. Unter den betrachteten Modellen, 
für die sekundäranalytische Daten zur Verteilungswirkung vorliegen, resultiert aus dem 1994 von Deutsch-
land vorgeschlagenen Verteilungsschlüssel die am stärksten komprimierte Verteilung zwischen den Ländern 
der EU (<0,5%-14,89%). Von einer solchen Regelung würden insbesondere absolut stark belastete Länder 
profitieren. 
Eine weitere Gruppe wenig konventionalisierter Indikatoren stellt konzeptionell auf die mittel- oder lang-
fristige Integrationsfähigkeit eines Landes ab. Dazu gehören erstens drei Indikatoren für die politische Integ-
rationskapazität eines Landes, der Ethno-Linguistic-Religious Fractionalization Index (ELFRI), der Political 
Freedom Index (PFI) und der Political Stability Index (PSI), die alle Teil eines wissenschaftlichen Vorschlags zur 
Verantwortungsteilung in globaler Perspektive sind (Czaika 2005). Die politische Integrationsfähigkeit eines 
Landes erscheint insbesondere auf globaler Ebene eine relevante Dimension zwischenstaatlicher Verantwor-
tungsteilung, da viele Entwicklungsländer, in denen sich Flüchtlinge aufhalten, selbst keineswegs über gefes-
tigte politische Institutionen verfügen. Innerhalb der EU erscheint diese Dimension hingegen weniger rele-
vant – wenn auch nicht bedeutungslos. Allerdings sind die drei von Czaika aufgegriffenen Indikatoren auf-
grund der für jeden einzelnen Indikator schon komplexen Datenkonstruktion sowie zusätzlicher Transforma-
tionen bei ihrer Aggregation zu einem Refugee Burden Index (RBI) für Laien – zu denen Politiker/-innen meist 
zählen – nur noch schwer nachvollziehbar. Hinzu kommt die begrenzte Verfügbarkeit der notwendigen Da-
tengrundlage, was beispielsweise mit dazu führte, dass diese Indikatoren explizit keinen Eingang in Modelle 
zwischenstaatlicher Verantwortungsteilung fanden, die als Vorschläge an das EU-Parlament adressiert waren 
(Thielemann et al. 2010). 
Für Laien leichter verständlich hingegen ist ein zweiter Indikator für die mittelfristige Integrationsfähigkeit 
eines Landes, die Arbeitslosenquote. Die Arbeitslosenquote spiegelt im Kern die jüngeren Versuche wider, 
das Thema internationaler Schutzgewährung nicht nur moralisch und rechtlich zu begründen, sondern stär-
ker an utilitaristische Argumente zu anzuknüpfen (Betts 2006). Demnach wäre die Aufnahme von Flüchtlin-
gen besonders für Länder mit einem hohen Arbeitskräftebedarf von Vorteil. Die Arbeitslosenquote ist in zwei 
Modellen als Schlüsselindikator vorgesehen: Erstens, in einem Modell, das vom Sachverständigenrat deut-
scher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) ausgearbeitet wurde (Schneider et al. 2013) und zwei-
tens im Modell der Europäischen Kommission (2015), das diese zunächst für zwei zahlenmäßig begrenzte 
Umsiedlungsprogramme aus Griechenland und Italien ins Gespräch gebracht hat, bei dem aber auch eine 
weiter reichende Institutionalisierung etwa als Ersatz für das Dublin-Verfahren denkbar ist (Grech 2016).20 
 
                                                          
20
 Konkret wurden drei Maßnahmen beschlossen: Zwei Notfallmechanismen zur Umsiedlung von je 40.000 
bzw. 120.000 Asylsuchenden aus Griechenland und Italien sowie ein dauerhafter Notfallmechanismus im 
Rahmen des Dublin-Systems, der bisher jedoch noch nicht ausgelöst wurde (Beirens et al. 2016: 73). 
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Anmerkungen: BD: Bevölkerungsdichte. 
1
 Der Range bezieht sich jeweils auf die hypothetische oder realisierte Verteilung, die sich aufgrund der Durchschnittswerte 2009-
2013 ergibt (Wagner, Kraler 2014: 28). 
2
 BD: Bevölkerung/km² urbares Land, Ethno-Linguistic-Religious Fractionalization Index (ELFRI), Political Freedom Index (PFI), Political 
Stability Index (PSI). 
3
 300.000 Euro (neue Beitrittsländer 500.000 Euro)/Jahr. 
4
 Durchschnitte der Summe der Ausschüttungen je Land im ERF von 2011-2013; diese basierten 
auf Asylbewerber- und Flüchtlingszahlen. 
5
 5 Mio. Euro/sieben Jahre (CY, MT. 10 Mio). 
6
 Durchschnittswerte der letzten fünf Jahre, begrenzt auf 30% des Bevölkerungs- und 
BIP-Effekts. 
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Beide Modelle begrenzen den Einfluss der Arbeitslosenquote im gesamten Verteilungsschlüssel durch 
eine explizite Gewichtung auf 10%. Das Modell der Europäischen Kommission führt zusätzlich eine 
Obergrenze für den Einfluss der Arbeitslosenquote ein, diese darf 30% des Effekts von Bevölkerungs-
größe und BIP nicht überschreiten. Sowohl aus der Kappungsgrenze als auch aus der Tatsache, dass 
die Arbeitslosenquote eine relative Größe mit geringer Standardabweichung darstellt, die mit absolu-
ten Größen mit hoher Standardabweichung kombiniert wird, ergeben sich Transparenzprobleme bzw. 
sogar perverse Effekte (Grech 2016). Es ist zudem umstritten, ob die Integrationsfähigkeit des nationa-
len Arbeitsmarktes für Flüchtlinge durch die allgemeine Arbeitslosenquote adäquat abgebildet wird 
oder ob sie besser durch die Arbeitslosenquote von Ausländer/-innen aus Nicht-EU-Ländern (Altemey-
er-Bartscher et al. 2016) oder die Situation auf dem lokalen Ausbildungsmarkt (Geis, Orth 2016) ap-
proximiert werden sollte.21  
Schlüsselindikatoren als Grenzobjekte zwischen Wissenschaft und Politik? 
Der Vergleich der analysierten Modelle zwischenstaatlicher Verantwortungsteilung in der Asylpolitik 
der EU hat gezeigt, dass sich Wissenschaft und Politik in ihrer Verwendung von Schlüsselindikatoren 
deutlich unterscheiden. Politisch etablierte Modelle in der EU, die über ein reines Monitoring hinaus-
gehen, basieren hauptsächlich auf Indikatoren der absoluten Belastung von Staaten mit Asylbewer-
ber/-innen (ERF, AMIF) und bauen auf dem Prinzip der Freiwilligkeit bzw. der Verhandlung zwischen 
den beteiligten Staaten auf. In diesen Modellen wird politische Handlungsfähigkeit durch die zahlen-
mäßig begrenzte Verpflichtung bestimmter Aufnahmekontingente oder aber durch im Voraus beziffer-
te Budgets symbolisiert. Diese Merkmale betreffen nicht nur die europäische Ebene, sondern auch die 
Mehrheit der nationalstaatlich implementierten Modelle (Canada, Finnland, Großbritannien, Schweden 
und die USA), die in der aktuellen Diskussion auf der EU-Ebene eine Rolle spielen (Ramboll, Eurasylum 
2010: 44; Thielemann et al. 2010: 51–55). Wissenschaftlich vorgeschlagene Modelle hingegen zielen 
mehrheitlich darauf, die in der Politik übliche Objektivierung absoluter Belastungen durch relative Indi-
katoren zu ersetzen, um somit nicht nur eine gerechtere Verantwortungsteilung zwischen den Staaten 
zu erreichen, sondern auch den Umfang der Schutzgewährung insgesamt zu erhöhen (Betts 2006). 
Gleichzeitig sehen diese Modelle typischerweise eine stärkere Formalisierung zwischenstaatlicher 
Transfers (von Personen oder Geld) vor, so dass politische Entscheidungsspielräume und somit auch 
situative Machtpotenziale nationalstaatlicher Akteure dezimiert werden. 
In dem gesichteten Textkorpus lassen sich zwei Übersetzungsstrategien identifizieren, die offen-
sichtlich darauf zielen, eine Verständigungsbasis zwischen Wissenschaft und Politik zu finden: Eine 
Studie, die an das EU-Parlament adressiert war, schlug einerseits zwar eine relative Bestimmung nati-
onalstaatlicher Aufnahmekapazitäten vor, begrenzte deren Geltung andererseits jedoch auf 20% der 
zu verausgabenden Mittel (Thielemann et al. 2010). Eine weitere Studie, die im Auftrag der Europäi-
schen Kommission entstand, präsentierte neben einer formalen Quotenregelung explizit ein freiwilli-
ges Verpflichtungsverfahren als weniger voraussetzungsvolle Politikalternative, in dem Länder sich 
situativ für die Übernahme bestimmter Kontingente an Asylbewerber/-innen aussprechen könnten 
(Ramboll, Eurasylum 2010). An diesen beiden Beispielen wird deutlich, dass die – mehrheitlich wissen-
schaftlich ausgewiesenen – Autor/-innen der Studien die Normalitätserwartungen ihrer Adressaten im 
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 Die zuletzt genannte Operationalisierungsvariante könnte allerdings ihrerseits perverse Anreize zur 
Diskriminierung von Nicht-EU-Ausländern auf dem Arbeitsmarkt schaffen. 
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Politikbetrieb recht gut kennen und von deren Erwartungen strategisch dosiert abweichen, um Politi-
kinnovationen zu ermöglichen. 
Vor dem Hintergrund der im vorliegenden Beitrag verwendeten Datenbasis ist es nur beschränkt 
möglich, diesen Übersetzungsstrategien spezifische Effekte auf die politische Praxis zuzuschreiben. 
Gleichwohl fällt es auf, dass nach einer langen Dominanz freiwilliger Modelle intergouvernementaler 
Verantwortungsteilung, die mit absoluten Zahlen operieren, etwas ‚Bewegung‘ in die europäische De-
batte gekommen ist (Bendel 2015). Obwohl beispielsweise der AMIF wie sein Vorgänger ERF absolute 
Indikatoren zur Allokation finanzieller Mittel benutzt, enthält er doch auch Spuren eines Überset-
zungsprozesses: Die Studie im Auftrag des Europäischen Parlaments hatte nicht nur eine Budgeterhö-
hung gefordert, sie zeigte auch auf, dass eine vergleichbare Erhebung tatsächlicher Kosten bei der 
Aufnahme von Asylbewerber/-innen derzeit nicht realisierbar sei. Diesem methodischen Problem setz-
te sie die Denkfigur der ‚theoretischen Kosten‘ entgegen, bei denen eine mittelfristige Konvergenz der 
Aufnahmestandards unterstellt werden konnte (Thielemann et al. 2010: 77–78). Zudem betonte sie, 
dass intangible Kosten nur durch physische Transfers von Personen geteilt werden können. Hinweise 
auf Effekte des Übersetzungsprozesses ergeben sich daraus, dass der AMIF erstens mehr Mittel für 
das Politikfeld der gemeinsamen Asylpolitik vorsieht.22 Zweitens enthält er ein freiwilliges Umsied-
lungsprogramm von 160.000 Personen, in dem je Umsiedlung eine Pauschale von 6000 Euro (bzw. 
10.000 Euro bei besonders vulnerablen Personen) gezahlt wird (European Parliament, Council of the 
European Union 2014).23 
Noch sichtbarer werden Spuren eines Übersetzungsprozesses im Verteilungsschlüssel der Europäi-
schen Kommission, der die Bestimmung nationaler Aufnahmekapazitäten anhand von relativen Indi-
katoren vorsieht (Tabelle 2). Obgleich dessen faktische Wirksamkeit noch sehr begrenzt ist (European 
Commission 2017), richtet sich der Widerstand der Visegrad-Staaten (V4) insbesondere gegen die da-
mit intendierte Formalisierung intergouvernementaler Beziehungen im Bereich der Asylpolitik. Be-
zeichnenderweise vermeidet die gemeinsame Erklärung der V4 jegliche Referenz auf Flucht oder Asyl, 
sondern identifiziert stattdessen ‚irreguläre Migration‘ als Problem, das gemäß dem Prinzip der ‚flexib-
len Solidarität‘ bekämpft werden soll (Visegrad Group 2016). Jenseits dieser Fundamentalopposition ist 
bemerkenswert, dass unter den vier verwendeten Schlüsselindikatoren im Modell der Europäischen 
Kommission mit dem BIP und der Bevölkerungszahl die beiden Indikatoren vertreten sind, die gemäß 
der Analyse des vorliegenden Beitrags das größte Konsenspotenzial zu haben scheinen. Der Einfluss 
der beiden weiteren Indikatoren (Zahl der Asylbewerber/-innen in den letzten drei Jahren; Arbeitslo-
senquote) ist sowohl durch explizite Gewichtung als auch durch einen politisch gesetzten Schwellen-
wert nach oben hin begrenzt (vgl. Tabelle 2). Dies spricht dafür, dass im politischen Prozess national-
staatliche Interessen in die formale Sprache der Indikatoren übersetzt wurden, so dass sie Berücksich-
tigung finden konnten, dass deren Einfluss gleichzeitig aber auch begrenzt werden sollte. Während BIP 
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 Für den AMIF ist ein Budget von 3,1 Milliarden Euro über einen Zeitraum von sieben Jahren vorgese-
hen. Modellrechnungen, die auf früheren Kostenschätzungen (Thielemann et al. 2010; Urth et al. 2013) 
basieren, gehen davon aus, dass für eine volle Kompensation der Kosten des Asylverfahrens durch die 
EU ein jährliches Budget von 30 Milliarden Euro nötig wäre. Dieses Modell würde eine Erhöhung der 
Beiträge der EU-Mitgliedsländer von 0,71 % auf 0,92 % ihres Nationaleinkommens erfordern (Berger, 
Heinemann 2016).  
23
 Modellrechnungen basierend auf Asylbewerberzahlen des Jahres 2015 gehen hingegen davon aus, 
dass bei einem voll implementierten Quotensystem in der EU jährlich bis zu 900.000 Personen umzu-
siedeln wären (Berger, Heinemann 2016). Da die Autoren dies als unrealistisch ansehen, schlagen sie 
eine Zentralisierung der Asylverfahren in einer europäischen Asylagentur wie etwa der EASO vor. 
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und Bevölkerungszahl sich offenbar am ehesten dazu eignen, eine ‚gerechte‘ zwischenstaatliche Ver-
antwortungsteilung legitim zu operationalisieren, können sich politische Verhandlungen partikularen 
Interessen nicht vollständig entziehen. Zudem ist es durchaus möglich, dass jetzt marginal erschei-
nende Indikatoren sich in Zukunft als völlig legitim durchsetzen.   
Betrachtet man die Evaluationskriterien für die (antizipierte) Wirkung bestimmter Schlüsselindika-
toren, die in Wissenschaft und Politik jeweils relevant sind, so orientieren sich wissenschaftliche Arbei-
ten stärker an abstrahierenden Kennziffern, wie etwa der Streuungsbreite eines synthetischen Index‘ 
gerechter Verantwortungsteilung (Thielemann et al. 2010), der prozentualen Veränderung zum Status 
Quo in definierten Ländergruppen (Wagner, Kraler 2014) oder der Auswirkung einer Implementierung 
auf anerkanntermaßen besonders belastete Länder (Thielemann et al. 2010). Spezifisch politische 
Kriterien hingegen betonen die Gleichheit der beteiligten Länder sowie die Anerkennung von Sonder-
bedarfen in konkreten Fällen (Beitrittsländer, kleine Inselstaaten im Mittelmeer). Hypothetische Aus-
wirkungen auf einzelne Länder werden insbesondere auch in wissenschaftlichen Studien beschrieben, 
die im Auftrag der Politik durchgeführt werden (Thielemann et al. 2010). Konkrete Vergleiche einzelner 
Länder unter verschiedenen Rahmenbedingungen sind als Element des Übersetzungsprozesses nicht 
zu unterschätzen. Für die Mobilisierung politischer Akteure ist es wichtig, dass diese ihre eigene Posi-
tion (bzw. deren anvisierte Veränderung) intuitiv erfassen können. Eine allzu große Abstraktion, wie sie 
etwa synthetische Indices produzieren, verhindert eine solche Mobilisierung eher, als dass sie sie be-
fördert (vgl. Piketty 2014: 351). Gleichwohl machen Schlüsselindikatoren zur Verantwortungsteilung 
Gewinner- und Verliererpositionen äußerst salient, was in Krisenzeiten kurzfristig mehr Widerstand 
produzieren kann als mittelfristige Politikpräferenzen zum Thema Asylpolitik vermuten lassen würden 
(Berger, Heinemann 2016). 
Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 
Methodische Fragen der Operationalisierung von normativen Konzepten sind politisch bedeutsam, da 
diese Entscheidungen relevante Verteilungseffekte haben können. Der vorliegende Aufsatz untersuch-
te, inwiefern wissenschaftlich generierte Schlüsselindikatoren einer ‚gerechteren‘ intergouvernementa-
len Verantwortungsteilung in der europäischen Asylpolitik Resonanz finden. Der Text ging davon aus, 
dass kein instrumentelles Verhältnis zwischen Wissenschaft und Politik zu erwarten sei, sondern dass 
dieses Verhältnis theoretisch durch wechselseitige Übersetzungsprozesse gekennzeichnet sein müss-
te. Diese Übersetzungsprozesse wurden mit einem Fokus auf Schlüsselindikatoren analysiert, die in 
Modellen finanzieller und physischer Verantwortungsteilung dazu dienen, eine ‚gerechte‘ Verteilung 
von Asylbewerber/-innen ‚objektiv‘ zu bestimmen. Die interpretative Flexibilität von Indikatoren zeigt 
sich darin, dass Akteure aus Wissenschaft und Politik sich unabhängig von der Entscheidung für be-
stimmte Indikatoren sich darauf berufen, ‚objektive‘ Kriterien zu verwenden. Dabei erwiesen sich be-
stimmte Schlüsselindikatoren als besonders konsensfähig in den wechselseitigen Übersetzungspro-
zessen zwischen Wissenschaft und Politik.  
Modelle finanzieller oder physischer Verantwortungsteilung in der Asylpolitik können organisato-
risch und datenmäßig unterschiedlich anspruchsvoll sein. Wissenschaftliche Vorschläge zielen in der 
Regel darauf, den politischen Status quo zu überwinden, bei dem freiwillige Verpflichtungen von Staa-
ten dominieren. Auch im Rahmen einer freiwilligen Verpflichtung von Staaten entstehen bereits An-
forderungen an zuverlässige Daten über die Anzahl der Asylbewerber/-innen. Typischerweise gehen 
wissenschaftlich generierte Modelle zwischenstaatlicher Verantwortungsteilung jedoch über diese 
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Anforderungen hinaus, indem weitere Schlüsselindikatoren verwendet werden, um die relative Auf-
nahmefähigkeit von Staaten formal zu bestimmen. Hinzu kommt, dass die erhobenen Daten oftmals 
in transformierter Form verwendet werden, was die daraus resultierenden Schlüsselindikatoren für 
Laien – zu denen auch Politiker/-innen gehören – schwer verständlich macht und sogar den Eindruck 
von Beliebigkeit erzeugen kann. Der Eindruck von Beliebigkeit wird in anderen Fällen dadurch erzeugt, 
dass Operationalisierungsschritte nicht durch explizite Rückbindung an bestimmte Konzepte begrün-
det werden, die indiziert werden sollen (zum Beispiel Ramboll, Eurasylum 2010). 
In der empirischen Analyse von 13 Modellen finanzieller und physischer Verantwortungsteilung, 
deren primäre Genese sich entweder der Wissenschaft oder der Politik zuordnen lässt, zeigte sich, 
dass in beiden gesellschaftlichen Sphären insbesondere zwei Schlüsselindikatoren konsensfähig zu 
sein scheinen: das BIP und die Bevölkerungsgröße eines Landes. Dabei werden das BIP als die Fähig-
keit eines Landes gedeutet, Asylbewerber/-innen materiell zu versorgen (bzw. dafür zu bezahlen) und 
die Bevölkerungsgröße als Näherungswert für die Zumutbarkeit intangibler Kosten. Aus der Perspekti-
ve der Ökonomie der Konventionen könnte man sagen, dass das BIP die industrielle Welt verkörpert 
und die Bevölkerungszahl die politische (Boltanski, Thévenot 2014). Dem BIP könnte im Kontext von 
Verantwortungsteilung auf EU-Ebene eine besondere Fähigkeit zur Konsensstiftung zukommen, weil 
sich die Mitgliedsländer bezüglich der Bemessung ihrer Beiträge zum EU-Haushalt bereits auf einen 
Prozentsatz ihres Nationaleinkommens geeinigt haben, ein ökonomisches Maß, das dem BIP sehr 
ähnlich ist. Die Indikatoren BIP und Bevölkerungszahl legen jeweils eine konzeptionelle Korrespondenz 
zu Modellen der finanziellen bzw. physischen Verantwortungsteilung nahe, empirisch erwies sich diese 
Kopplung allerdings nicht als nicht besonders eng. 
Andere Indikatoren bleiben von begrenzter Bedeutung, weil sie in der Regel nur in einzelnen Mo-
dellen Verwendung finden. Aus unterschiedlichen Gründen sind sowohl Modelle aus der Wissenschaft 
als auch Modelle aus der Politik anfällig für den Einschluss von weniger konsensfähigen Indikatoren. 
Aufseiten der Wissenschaft lässt sich eine professionsbedingte Neigung erkennen, hoch spezialisierte 
Indikatoren zu verwenden, die teilweise nicht nur Probleme der Datenverfügbarkeit, sondern manch-
mal auch Akzeptanzprobleme aufwerfen. Aufseiten der Politik scheinen absolute Indikatoren auf Ideen 
politischer Gleichheit (zum Beispiel gleiche Pauschalen je Land) und selten verwendete relative Indika-
toren auf bestimmte Machtverhältnisse oder akuten Problemlagen in politischen Verhandlungssituati-
onen zurückzugehen. Absolute Indikatoren, die der Logik politischer Gleichheit folgen, sind zwar viel-
fach bereits implementiert, aber auch innerhalb der Politik nicht unumstritten.24 Modellimmanente 
Maßnahmen, die darauf zielen, den Einfluss von relativen Indikatoren, die partikulare politische Inte-
ressen widerspiegeln, im gesamten Modell zu begrenzen, werfen Probleme der intuitiven Zugänglich-
keit des Gesamtmodells intergouvernementaler Verantwortungsteilung auf (zum Beispiel Grech 2016).  
Vor dem Hintergrund der durchgeführten Analyse lässt sich vermuten, dass Modelle zwischenstaat-
licher Verantwortungsteilung wahrscheinlich ein größeres Konsenspotenzial besitzen, wenn sie sich 
auf das BIP und die Bevölkerungsgröße als Schlüsselindikatoren beschränken. Selbst die Verwendung 
dieser Schlüsselindikatoren zu Monitoringzwecken scheint gewisse Verschiebungen im politischen 
Diskurs zu bewirken (vgl. Werron 2012), da sie einen Vergleich zwischen faktischen und kontrafakti-
schen Verteilungen ermöglichen und somit fiktive Aufnahmezahlen produzieren, die sich zu kollektiven 
                                                          
24
 Beispielsweise trifft die von der Europäischen Kommission angedrohte Strafzahlung in Höhe von 
250.000 Euro je nicht umgesiedeltem Asylbewerber auf Kritik. Dieser Betrag sei unverhältnismäßig, er 
entspreche dem 40-fachen durchschnittlichen Jahresgehalt in Ungarn und sei daher illegitim (Vilches 
2016: 46). 
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Erwartungen verdichten können bzw. den Widerstand der Adressaten provozieren. Darauf deuten 
beispielsweise Befragungen hin, in denen die Vertreter/-innen von Nationalstaaten nicht bereit sind, 
hypothetische Zahlen für die Aufnahme von Asylbewerber/-innen zu nennen (Ramboll, Eurasylum 
2010), damit diese in der weiteren EU-Diskussion nicht mit dem jeweiligen Land assoziiert werden 
können. Gleichwohl gibt es keine Untersuchungen über die tatsächliche Verwendung zwischenstaatli-
cher Vergleiche, die es erlauben würden, deren vermutete Effekte präziser einzuschätzen. Auch die 
begrenzten Effekte des formal bereits geltenden Verteilungsschlüssels der Europäischen Kommission 
lassen sich nur durch weiterführende Analysen seiner tatsächlichen (Nicht-)Verwendung angemessen 
einschätzen (vgl. zum Beispiel Amelung 2017).  
Wenn die Asylpolitik der EU auch weiterhin anfällig für Divergenzen ihrer Mitgliedsländer bleiben 
wird, so kommuniziert die vielfältig daran geäußerte Kritik doch auch die Hoffnung, dass deren Über-
windung – wenn auch in sehr kleinen Schritten – gelingen könnte. Die sich verstetigende kommunika-
tive Verwendung von Schlüsselindikatoren – sei es im politischen Diskurs, sei es aber auch in der eu-
ropäischen Kooperation zur Harmonisierung der Verwaltungspraxis (Lahusen 2016) – kann meines 
Erachtens einen Beitrag dazu leisten. 
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